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Vorgang:

Beratungsgegenstand

Bauantrag
Schorndorfer Strae 70, Fist. 814/3
- Errichtung einer Doppelgarage

Ausschuss fiir 19.06.2018 offentlich beschlieRend
Technik und Umwelt

Anlagen:

Lageplan v. 04.06.2018, M 1:500
Grundriss UG v. 04.06.2018, M verkleinert
Schnitt v. 04.06.2018, M verkleinert
Lageplan alt v. 18.08.2004, M 1:500

Foto

Kommunikation:
Prioritat E: ./.
Finanzielle Auswirkungen []Ja X Nein
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Beschlussvorschlag:

1. Von der Sachdarstellung der Verwaltung wird zustimmend Kenntnis genommen.



2. Die Gemeinde erteilt dem vorliegenden Bauantrag ihr Einvernehmen nach
§ 36 Abs. 1 BauGB.

3 Far die notwendigen Befreiungen nach § 31 Abs. 2 BauGB von den Festsetzungen des
Bebauungsplanes ,Schorndorfer Stralle — 1. Anderung“ wird das Einvernehmen der
Gemeinde nach § 36 Abs. 1 BauGB erteilt.

4, Das Einvernehmen wird unter Bertlicksichtigung der folgenden Auflagen
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4.8

erteilt.

Oberflachenwasser von privaten Grundstlicken ist entsprechend der
Abwassersatzung der Gemeinde auf dem Grundstuck schadlos zu beseitigen und
darf nicht auf 6ffentliche Flachen abgeleitet werden. Entsprechende
Entwasserungsrinnen sind herzustellen.

Drainage- und Grundwasser darf nicht in die 6ffentlichen Abwasseranlagen
eingeleitet werden.

Die Zufahrtsflache zur Garage ist mit wasserdurchlassigen Belagen (Schotterrasen,
Rasenpflaster, offenporiger Pflasterbelag etc.) auszufiihren. Der gesamte Aufbau
muss wasserdurchlassig ausgebildet sein.

Die Dachflache der Garage ist mit einer extensiven Dachbegriinung zu versehen.

Samtliche Kosten fiir Anderungsarbeiten im Bereich der Zufahrt sind vom
Bauherrn zu tragen (z.B. Bordsteinabsenkungen, Absenkung und Verstarkung des
Gehweges unter Einhaltung des Regelprofils usw.).

Die Abgrenzung zwischen 6ffentlichem Verkehrsraum und Privatgrundstick im
Bereich der Zufahrt muss aus Betoneinfassungssteinen oder ahnlichem nach
Rucksprache mit dem Ortsbauamt hergestellt werden. Die anfallenden Kosten
gehen zu Lasten des Bauherrn.

Beschadigungen durch das Bauvorhaben an 6ffentlichen Verkehrsflachen mussen
entsprechend den Vorgaben des Ortsbauamtes der Gemeinde auf Kosten des
Bauherrn beseitigt werden.

Vor Beginn und nach Abschluss der Baumafinahme ist gemeinsam mit dem
Ortsbauamt eine Begehung zur Beweissicherung und Bestandsaufnahme der
offentlichen Flachen im Bereich der BaumalRnahme durchzufihren.

Sachdarstellung:

Beantragt wird die Baugenehmigung fur die Errichtung einer Doppelgarage auf dem Flursttick
814/3, Schorndorfer Straflde 70.

Das Bauvorhaben liegt im Geltungsbereich des seit 31.10.2002 rechtskraftigen Bebauungsplanes
,Schorndorfer StralRe — 1. Anderung* in einem Allgemeinen Wohngebiet.
Es verstdldt in folgenden Punkten gegen die Festsetzungen des Bebauungsplanes:

Zu- und Ausfahrten von der Schorndorfer Stral3e sind nur an den im Bebauungsplan
bezeichneten Stellen zulassig.

Inanspruchnahme des Pflanzgebotes fir Hecken und Straucher mit der siidlichen
Kante der Garage.



Von den Festsetzungen des Bebauungsplanes kann nach § 31 Abs. 2 BauGB eine Befreiung
erteilt werden, wenn die Abweichung neben der Wirdigung nachbarlicher Interessen auch
stadtebaulich vertretbar ist und die Grundzuge der Planung nicht betroffen sind.

Die Errichtung einer Doppelgarage wurde bereits 2005 im Rahmen des Neubaus der
Doppelhaushalfte beantragt und genehmigt. Angelegt wurde eine Stellplatzflache.

Der Bauherr plant, mit der westlichen Garagenwand die bereits vorhandene Bebauung
fortzufliihren, damit kein Versatz entsteht. Dadurch tangiert die stid-/westliche Vorderkante der
geplanten Doppelgarage den Pflanzgebot-Bereich.

Entsprechende Befreiungen wurden bei Nachbargaragen bereits erteilt.

Aus stadtebaulicher Sicht bestehen keine Bedenken.

Flr die Abweichungen von den Festsetzungen des Bebauungsplanes ,Schorndorfer Stralte — 1.
Anderung® ist eine Befreiung nach § 31 Abs. 2 BauGB im Einvernehmen mit der Gemeinde nach §
36 Abs. 1 BauGB erforderlich.

Von Seiten der Verwaltung wird vorgeschlagen, das Einvernehmen nach § 36 Abs. 1 BauGB zu
erteilen.



	SMC_BM_VOTEXT5
	Datum
	OStatus
	Zuständig
	Beratungsfolge
	Anlage
	FAuswirkung
	Kontrollkästchen2
	Beschlußvorschlag
	Sachverhalt

